
Es kommt selten vor, dass Beamte
förmlich gegen Vorgesetzte auf -
begehren. Die beamtenrechtliche

Treuepflicht fordert Gehorsam. Weisun-
gen sind auszuführen, auch wenn sie
nicht gefallen – die Lektion lernt jeder
Verwaltungsreferent frühzeitig, erst recht
in einer mittleren Landesbehörde wie
dem Regierungspräsidium Darmstadt.

Was Referent K. am 26. April dieses
Jahres seinen Vorgesetzten schrieb, war
denn auch ein echter Tabubruch. „Hier-
mit remonstriere ich gegen die Weisung
vom 11.4.“, schrieb Herr K., „weil ich Be-
denken hinsichtlich der Rechtmäßigkeit
der Anweisung habe.“ Für rechtswidrige
Bescheide wollte er nicht haften.

Der Fall, den das Bergbauamt lösen
sollte, könnte politisch kaum heikler sein:
Die kanadische Firma BNK Petroleum
wollte die Erlaubnis, in Nordhessen Schie-
fergas zu suchen. Ein 5212 Quadratkilo-
meter großes Areal sollte getestet werden,
ob es sich für „Fracking“ eignet, eine um-
strittene Fördermethode, bei der Gas aus
Tausenden Meter Tiefe gewonnen wird.
Wasser, Chemikalien und Sand werden
mit hohem Druck unter die Erde gepresst
und setzen das Gas frei. Den Beamten K.
interessierte nur das Gesetz. Eine „Auf-
suchungserlaubnis“ ist in Deutschland
vergleichsweise leicht zu kriegen. 

Die Fachaufsicht im Landesumwelt -
ministerium sah auch die politische Seite
des Falls, die Angst der Hessen vor Fra-
cking – und die Sorge der Landesregie-
rung um ihre Zukunft. In sieben Wochen
ist Landtagswahl. In Umfragen liegen die
schwarz-gelbe Regierung und die rot-grü-
nen Herausforderer fast gleichauf. Eine
Erlaubnis für die heiklen Pläne durch die
CDU-Umweltministerin Lucia Puttrich
könnte das Zünglein an der Waage sein.

In Nordhessen kämpft eine umtriebige
Bürgerinitiative mit fast 20 Regionalgrup-
pen gegen das Gasprojekt. Sie warnen
vor vergiftetem Grundwasser durch Che-
mikalien, vor Erdbeben durch eingepress-
te Flüssigkeiten, vor Krebserkrankungen
der Bürger. Gut hundert Kommunen lie-
gen im Erkundungsgebiet, viele meldeten
Einwände an. Und SPD und Grüne stel-
len sich dankbar an die Spitze der Bewe-
gung.

Kein Wunder, dass Puttrichs Beamte
in Wiesbaden in diesem heiklen Fall bis
in die untere Behörde in Darmstadt
durchregierten, offenbar hart am Rande
der Rechtswidrigkeit. Denn ginge es nach
den Bergbaubeamten, hätte BNK die Er-
laubnis schon 2012 erhalten. In internen
Mails, die dem SPIEGEL vorliegen, zeig-
ten sich die Beamten überzeugt, dass die
Firma „nach Recht und Gesetz“ einen
„Anspruch auf die Erlaubnis“ habe. Der

Entwurf einer Zusage war schon fertig,
da nahm der Fall politisch Fahrt auf.

Zwar will BNK das Areal nur erkun-
den. Die Erlaubnis hätte „keine Bohrung,
keine seismische Untersuchung und
schon gar keinen Einsatz von Chemika-
lien“ erlaubt, räumte sogar Puttrich Ende
2012 ein. Aber je näher die Wahl rückte,
desto mehr flatterten wohl die Nerven.

Das Bundesbergbaugesetz konnte Put-
trich schwer im Alleingang ändern. Aber
es gab Wege, seine Anwendung zu brem-
sen. Zunächst wurde BNK aufgefordert,
an gut hundert betroffene Gemeinden Ko-
pien des Antrags zu schicken. Dann wur-
den auf Druck des Ministeriums ein geo-
logisches und ein juristisches Gutachten
angefordert, obwohl das Gesetz derlei
nicht verlangt. Das Bergbauamt protes-
tierte vergebens gegen jeden neuen Ver-
fahrensschritt: „Bereits die Beteiligung
der Städte und Gemeinden war … be-
denklich“, heißt es in einer internen Mail.
Auch noch ein Rechtsgutachten zu be -
stellen könne eine Schadensersatzklage
wegen Verschleppung provozieren. Doch
das Gutachten kam. Die beauftragte
Rechtspro fessorin empfahl so umfangrei-
che Datenerhebungen, dass die Darm-
städter ächzten, dies sei „weder erforder-
lich noch personell leistbar“.

Auch das Gutachten selbst fand wenig
Applaus. Ein Beamter rügte in einer
 Synopse, „unkorrekt“ zitierte Urteile und
„zweifelhafte“ Rechtsauslegung. Sein Kol-
lege beklagte sich direkt beim Behörden-
chef über das Ministerium. Es gehe nur
noch darum, „eine politische Position der
Ministerin über uns umzusetzen“. Seine
Meinung habe er dem Ministerium offen
gesagt. „Natürlich war diese nicht er-
wünscht und kam auch gar nicht an.“ Am
Ende erzwang Puttrichs Haus einen ab-
lehnenden Bescheid. 

Die BNK-Anwälte, die Klage einge-
reicht haben, sagen, das Ministerium
habe ihnen nur auf hartnäckige Bitten
das Rechtsgutachten übersandt, von dem
der Erfolg ihres Antrags abhing. In vier
Bundesländern habe BNK ähnliche Er-
laubnisse „reibungslos“ erhalten.

Ministerin Puttrich weist den Vorwurf
der politischen Verschleppung als „ab-
surd“ zurück. Seit 2011 kämpfe Hessen
für ein „moderneres Bergrecht“, früher
als andere Länder habe man sich gegen
Fracking ausgesprochen. „Wir lehnen Fra-
cking ab, solange Gesundheits- und Um-
weltrisiken nicht ausgeschlossen werden
können.“ Durch die Gutachten sieht ihr
Haus seine Linie bestätigt.

Die Hessen-SPD freut der Wirbel: „Wir
wollen Fracking dauerhaft verhindern“,
verkündet der Umweltpolitiker Timon
Gremmels. „Aber ein rechtsstaatliches Ver-
fahren muss es geben.“ MELANIE AMANN
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R E C H T S S T A A T

Fracksausen in
Wiesbaden

Eine kanadische Firma will in 
Hessen Schiefergas suchen. Aber

es ist Wahlkampf, und Wähler
mögen kein „Fracking“. Die 

Umweltministerin intervenierte.
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Protest gegen Gasförderung 
Angst vor Gift im Trinkwasser 

Umweltpolitikerin Puttrich 
„Absurde Vorwürfe“ 


